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1. Kapitel

Grundlagen der Verständigung

A. Praktische Relevanz von
Verständigung und „fair-trial“

Die in Art. 6 Abs. 1 EMRKund inArt. 6 Abs. 3 EMRKenthaltenen Rechte bilden
ein einheitliches Menschenrecht auf ein faires Verfahren.1 Dabei werden in Art. 6
Abs. 3 EMRK Kriterien aufgestellt, die einen gerechten Ablauf in dem gesamten
Strafverfahren gewährleisten sollen.2Dieser Katalog ist keinesfalls abschließend, die
Rechtsprechung hat aus demFairnessgebotweitere Rechte abgeleitet.3DasRecht auf
Waffengleichheit ist als Teil des fairen Verfahrens zwar auch in Deutschland all-
gemein anerkannt,4 passt aber in der anglo-amerikanischenAusgestaltung als solches
nicht in das deutsche Prozessrecht.5 Als Strukturprinzip begründet es keine origi-
nären Verfahrensbefugnisse, hat aber Bedeutung für die Auslegung des Umfangs
bestehender Befugnisse und für die Frage, ob ein Verfahren insgesamt fair war.6 Es
enthält vor allem die Realisierung der Idee der Chancengleichheit.7 Die Waffen-
gleichheit „(…) verbietet jeglichenMißbrauch der staatlichenMacht im Prozess und
soll dem Angeklagten8 möglichst Chancengleichheit gegenüber der ihm an Mitteln,
Kenntnissen und Einfluss überlegenenAnklagebehörde sichern.“9 Siewird bestimmt
durch die „Pflicht des Staates, in fairer Weise auf die Zwangslage des Beschuldigten

1 Gaede, S. 290; Steiner, S. 33;Ambos, ZStW2003, 583, 597;Widmaier/Eschelbach,MAH
Strafverteidigung, § 31 Rn. 136, 142.

2 MüKoStPO/Gaede, Bd. 3/2 EMRKArt. 6 Rn. 140; KK/Lohse/Jakobs, Art. 6MRKRn. 3;
Schneider, S. 44.

3 KK/Lohse/Jakobs, Art. 6MRKRn. 80; vgl.Gaede, S. 327;Ambos, ZStW 2003, 583, 597.
4 Müller, NJW 1976, 1062, 1063 ff.; Tettinger, S. 20; Dörr, S. 128; Safferling, NStZ 2004,

181, 183 f.; Ambos, ZStW 2003, 583, 614 ff.
5 Schroeder/Verrel, Strafprozessrecht, § 7 Rn. 42; vgl. Ambos, ZStW 2003, 583, 616.
6 Löwe-Rosenberg/Esser, Bd. 11 Art. 6 EMRK Rn. 203; vgl. BGHSt 38, 372–376;

BVerfG StV 2002, 578–581; Rzepka, S. 347; a.A. Tettinger, S. 33 zur Rechtsgeltung im
Prozess.

7 Sommer/Brüssow u. a., Strafverteidigung, § 17 Rn. 95; Müller, NJW 1976, 1062, 1066.
8 Sofern die Terminologie des Beschuldigten verwendet wird, ist der Beschuldigte im

weiteren Sinne gemeint. Im Übrigen werden die Begriffe gewöhnlich verwendet, also der
Begriff des Angeschuldigten nach Erhebung der öffentlichen Klage durch die Staatsanwalt-
schaft (§ 157 Hs. 1 StPO) und der Begriff des Angeklagten nach dem Beschluss über die Er-
öffnung des Hauptverfahrens (§ 157 Hs. 2 StPO).

9 LG Mönchengladbach, StV 1987, 333.



Rücksicht zu nehmen.“10 Dabei wird deutlich, dass sich eine besonders schwierige
Situation ergibt, wenn der Staat im Rahmen der Verständigung das eigene Interesse
an derDurchsetzung des Strafanspruchs verfolgt und gleichzeitig ausreichend auf die
Interessen des Beschuldigten Rücksicht nehmen muss.

Die Verständigung als Konfliktfeld ist daher gewissermaßen ein „Dauerbrenner“11

in Literatur und Rechtsprechung. Spätestens seit der erstmaligen Benennung des
„Deals im Strafprozess“ im Jahr 198212 ist das Thema der Verständigung im
Strafprozess nicht mehr zur Ruhe gekommen. Daran änderte weder die höchst-
richterliche Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs13 noch die Kodifizierung der
Verständigung imStrafprozess durch dasVerständigungsgesetz etwas. Das Thema ist
seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 19. März 201314 wieder brisant
geworden. Das Gericht hat die Verfassungsmäßigkeit der Verständigung grund-
sätzlich anerkannt, aber Bedenken gegen die praktische Handhabung der Verstän-
digung in der deutschen Strafprozesswirklichkeit geäußert. Der „Deal“ im Straf-
prozess steht daher mehr denn je „unter Bewährung“.15 Die durch das Bundesver-
fassungsgericht angemahnte Evaluierung der Handhabung der Verständigung wurde
am 17.12.2017 in Auftrag gegeben. Sie wird in Zusammenarbeit mit dem Bun-
desministerium für Justiz und Verbraucherschutz durchgeführt, die Ergebnisse
werden im Frühjahr 2020 erwartet.16

Wie relevant dieses Thema in der Praxis ist, zeigt auch eine Studie aus dem Jahr
2012, die die „Absprachepraxis“ der Verfahrensbeteiligten untersucht hat. Dabei
gaben 80 % der befragten Richter an, schon mindestens einmal ein Hauptverfahren
durch Verständigung zum Abschluss gebracht zu haben.17 Auffällig ist, dass 26,7 %

10 KG, NStZ 1995, 146, 147.
11 Beulke/Stoffer, JZ 2013, 662.
12 Deal, StV 1982, 545–552.
13 BGHSt 32, 44–48; BGHSt 37, 10–14; BGHSt 43, 195–212; BGHSt 50, 40–64.
14 BVerfGE 133, 168–240.
15 Vgl. Beulke/Stoffer, JZ 2013, 662; einzig korrekte Terminologie im Bezug auf die

„Absprachen“ im Rahmen des § 257c StPO ist der Begriff Verständigung. Die informellen
„Verständigungen“ verdienen diese Bezeichnung nicht und werden als „informelle Abspra-
chen“ bezeichnet. Als informelle Absprachen werden daher sämtliche rechtswidrige Ver-
ständigungen im Sinne des § 257c StPO bezeichnet (dabei handelt es sich insbesondere um
solche Verständigungen die aufgrund eines Rechtsfehlers beispielsweise bei den Protokollie-
rungs- und Mitteilungspflichten rechtswidrig sind), als auch die informellen Absprachen,
welche die Regelungen zur Verständigung bewusst umgehen; so auch BVerfGE 133, 168, 212.
EineDifferenzierungwird imFolgendenmit BVerfGE 133, 168, 212 bewusst nicht beibehalten,
um keine „Klassifizierung“ der Verstöße vorzunehmen. Wenn es sowohl um die formelle
Verständigung, als auch um die informellen Absprachen geht, kann der Oberbegriff nicht
„Verständigung“ sein sondern lautet „Absprache“; vgl. Schmitt-Leonardy, KrimJ 2019, 213,
216.

16 Ohne Autor, https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungspro
jekt/, abgerufen am 18.12.2019.

17 Altenhain/Dietmeier/May, S. 28.

1. Kap.: Grundlagen der Verständigung18

https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
https://www.verstaendigung-in-strafverfahren.de/index.php/forschungsprojekt/
http://www.duncker-humblot.de


der Richter angaben, ausschließlich informelle Absprachen zu treffen und bislang in
keinemVerfahren eine Absprache im Rahmen des § 257c StPO getroffen zu haben.18

Weitere 32,2 % der Richter gaben an, mehr als die Hälfte ihrer „Absprachen“ in-
formell durchzuführen. Daraus ergibt sich die Bilanz, dass 58,9 % der Richter an-
gaben, mindestens die Hälfte ihrer Absprachen informell durchzuführen.19 Dieses
Ergebnis ist bedenklich, weil spätestens seit dem Urteil des BVerfG feststeht, dass
informelle Absprachen immer unzulässig sind.20 Informelle Absprachen sind aber
nicht nur unzulässig. Wegen der Protokollierung des Negativattests nach § 273
Abs. 1a S. 3 StPO machen sich die Beteiligten sogar nach § 348 StGB strafbar.21

Dieses Negativattest stellt eine Ausnahme zu § 274 StPO dar, der demProtokoll auch
eine negative Beweiskraft verleiht und sollte informelle Absprachen mit größt-
möglicher Sicherheit ausschließen.22

Außerdem ist eine Verständigung über den Ausgang des Verfahrens im inquisi-
torischen Prozess fragwürdig. Es ist nur schwerlich vereinbar, dass das Gericht ei-
nerseits eine Verständigung trifft, um das Verfahren abzukürzen und andererseits
seiner Pflicht zur Wahrheitsermittlung gemäß § 244 Abs. 1 S. 2 StPO nachkommt.
Ebenso umstritten ist ein „Strafrabatt“ aufgrund der prozessverkürzenden Wirkung
der Verständigung. Der „Inquisitor“ wird durch die Verständigung zu einem
Schiedsrichter. Trotz zahlreicher Regelungsvorschläge aus der Literatur hat der
Gesetzgeber den Widerspruch „in Gesetzesform gegossen“23 und die Rechtspre-
chung weitgehend übernommen. Dies führte gerade nicht zu einer Auflösung dieses
Widerspruchs. Die Verständigung ist daher auch nach der Einführung des Verstän-
digungsgesetzes noch ein hoch brisantes Thema.

Die schon rechtstheoretisch umstrittene Verständigung steht auch in der Praxis
vor großen Herausforderungen. Nach der Normierung des Verständigungsgesetzes
bewegen sich viele Richter durch Praktizierung informeller Absprachen eindeutig im
Bereich der Illegalität. Außerdem gaben 80 % der befragten Richter an, dass die
Einführung des Verständigungsgesetzes nichts an der Häufigkeit der Absprachen
geändert hat.24Dies könnte ein Indiz dafür darstellen, dass das Verständigungsgesetz
bis zu diesem Zeitpunkt wenig Einfluss auf die Praxis hatte.25 Die Einhaltung des
Verständigungsgesetzes müsste daher in erster Linie prozessual, notfalls auch ma-
teriell-rechtlich durchgesetzt werden.26 Dazu hat das BVerfG den Staat auch aus-

18 Altenhain/Dietmeier/May, S. 36.
19 Altenhain/Dietmeier/May, S. 37.
20 BVerfGE 133, 168, 204.
21 Beulke/Stoffer, JZ 2013, 662, 671.
22 Luef-Kölbl, S. 158; Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt, § 273 Rn. 12c.
23 Murmann, FS-Roxin, S. 1385; vgl. Altenhain/Haimerl, JZ 2010, 326, 329; Schmitt, in:

Meyer-Goßner/Schmitt, § 257c Rn. 3.
24 Altenhain/Dietmeier/May, S. 40.
25 Vgl. Altenhain/Dietmeier/May, S. 40.
26 Beulke/Stoffer, JZ 2013, 662, 673.
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